
rung nur nach den im Zeitpunkt ihrer Fälligkeit ge­
gebenen Tatsachen beurteilt werden. Ein Lohnbuch­
halter hat bei Vorliegen einer Lohnabtretung jeden 
Monat erneut zu beachten, ob die Zulässigkeit der Ab­
tretung noch vorliegt. Sie könnte z. B. weggefallen sein, 
wenn der Schuldner in der Zwischenzeit für weitere 
Personen unterhaltspflichtig geworden ist oder wenn er 
evtl, ein unterhalb der Pfändungsgrenze liegendes 
Arbeitseinkommen hat. Weiter wird zu berücksichtigen 
sein, ob in der Zwischenzeit nicht weitere Pfändungen 
oder Abtretungen eingegangen sind, die gern. § 7 APfVO 
einen besseren Rang haben.
Meines Erachtens muß hier der Grundsatz gelten: Ein 
Abtretungsgläubiger darf bei Abtretungen von künfti­
gem Arbeitseinkommen nicht besser gestellt sein als ein 
Pfändungsgläubiger. Denn ein Pfändungsgläubiger hat 
in jedem Falle, je nach der Art seiner Forderung, mit 
den Beschränkungen des § 7 APfVO zu rechnen.
Es darf also nicht zulässig sein, daß ein Schuldner den 
pfändbaren Betrag seines Arbeitseinkommens zur Til­
gung einer hohen Darlehnsforderung auf Jahre hinaus 
an einen Gläubiger abtritt, so daß dadurch andere 
Gläubiger, die bei einer Pfändung einen besseren Rang 
haben würden, nicht zum Zuge kommen können.
Bei der Pfändung oder Abtretung von Arbeitseinkünf­
ten wegen Unterhalts wird wegen des laufenden Unter­
halts unter Berücksichtigung der §§ 5 und 6 APfVO ein 
Vorrang anerkannt. Der Abtretungsgläubiger einer 
Darlehnsforderung müßte insoweit mit der Befriedigung 
seiner Forderung warten. Ob diese Regelung auch im 
Falle von Unterhaltsrückständen gilt, ist schon nicht so 
klar, da § 6 APfVO insoweit nichts darüber aussagt.
Bei Forderungen gern. § 7 Abs. X Ziff. 4 APfVO (Ge­
richtskosten, Steuerschulden, Strafen u. a m.) sind die 
Auffassungen geteilt, sofern nicht" der oben aufgestellte 
Grundsatz anerkannt wird, daß bei Vorausverfügungen 
des Schuldners über sein Arbeitseinkommen ein Abtre­
tungsgläubiger nicht bessergestellt sein kann, als dies 
bei Pfändung der Fall wäre. Vorausverfügungen über 
den pfändbaren Teil des Arbeitseinkommens eines 
Schuldners müssen Gläubigern gegenüber mit Forde­
rungen, die bei der Pfändung einen besseren Rang hät­
ten, unwirksam sein. Hier kann m. E. also nicht unein­
geschränkt gelten, daß das Vorbefriedigungsrecht der­
jenige der Gläubiger hat, dessen Recht (erworben durch 
rechtswirksame Pfändung, Abtretung usw.) das ältere 
ist.
Die Lohnpfändungsverordnung von 1940 ließ nur bei 
Pfändung wegen Unterhalts einen schärferen Zugriff 
zu, was bei der APfVO nicht schlechthin bejaht werden 
kann. § 6 APfVO gibt heute nur im Ausnahmefall die

Möglichkeit, den laufenden Unterhalt zu realisieren, 
nämlich dann, wenn er im Rahmen des § 5 APfVO nicht 
zum Zuge kommt.

Meines Erachtens muß also eine Abtretung von Arbeits­
einkommen wirkungslos sein, sobald wegen eines bes­
serrangigen Anspruchs im Sinne des § 7 APfVO eine 
Pfändung oder auch eine Abtretung erfolgt ist.

Wer sich nicht zu dieser Auffassung durchringen kann, 
kommt zu folgendem Ergebnis:

Ein Gläubiger, der wegen eines gesetzlichen Unterhalts­
anspruchs das Arbeitseinkommen des Schuldners ge­
pfändet hat oder an den zur Befriedigung oder Siche­
rung dieses Anspruchs eine Abtretung oder Verpfändung 
erfolgt ist, ist insofern begünstigt, als er auf alle Fälle 
mit dem laufenden Unterhaltsanspruch in voller Höhe 
zum Zuge kommt. Die ihm zeitlich vorgehenden Gläu­
biger können dann mit ihrem Recht nur insoweit durch­
dringen, als im Rahmen des § 5 APfVO über den lau­
fenden Unterhalt hinaus ein weiterer (Mehr-)Betrag 
pfändbar ist. Hat z. B. ein Schuldner sein Arbeitsein­
kommen, nachdem er bereits von einem Gläubiger mit 
einer nicht bevorrechteten Forderung gepfändet worden 
ist, an sein nichteheliches Kind abgetreten, dann könnte 
an • beide Gläubiger gleichzeitig Zahlung aus dem Ar­
beitseinkommen erfolgen, und zwar an das Kind in 
Höhe des laufenden Unterhaltsbetrages (nicht aber 
wegen der vorhandenen Rückstände) und an den ande­
ren Pfändungsgläubiger hinsichtlich des restlichen Pfän­
dungsbetrages. Eine Berücksichtigung von später erfolg­
ten Pfändungen und Abtretungen anderer Ansprüche 
gern. § 7 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 APfVO kann nicht erfolgen.

Eine einmal rechtswirksam erfolgte Abtretung des 
Arbeitseinkommens schließt eine spätere anderweite 
Abtretung bzw. Pfändung aus. Pfändungsansprüche ent­
sprechend §7 Abs. X Ziff. 3 und 4 APfVO müssen dem­
nach bis zur Realisierung bzw. Abwicklung einer vor­
liegenden Abtretung warten.

Zusammenfassend kann gesagt werden: Bei Lohnabtre­
tungen vom künftigen Arbeitseinkommen ist die Pfän­
dungsgrenze der Lohnzahlung maßgebend. Treffen frei­
willige Lohnabtretungen, Pfändungen und evtl. Ver­
pfändungen zusammen, so ist nur dann das Vorbefrie­
digungsrecht desjenigen Gläubigers, dessen Recht (er­
worben durch rechtswirksame Pfändung, Abtretung 
usw.) das ältere ist, durchschlagend, wenn es sich um 
gleichrangige Forderungen im Sinne von § 7 APfVO 
handelt. Im übrigen sollte sich die Rangfolge im Zeit­
punkt der Fälligkeit der Lohnforderung nach § 7 APfVO 
richten.
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Der reaktionäre Charakter der „Großen Strafrechtsreform" 
auf dem Gebiet der Bekämpfung der Eigentumsdelikte

Der reaktionäre, antinationale Charakter der Bonner 
sog. „Großen Strafrechtsreform“ zeigt sich nicht nur in 
der geplanten Verschärfung der terroristischen straf­
rechtlichen Maßnahmen vor allem zur Bekämpfung der 
Atomkriegsgegner. Er ist ein durchgehender Zug des 
westdeutschen Entwurfs, der auch auf dem von der 
aktuellen politischen Auseinandersetzung relativ ent­
fernten Gebiet, der Eigentumskriminalität, festzu­
stellen ist.

Was ist der spezifische gesellschaftliche Hintergrund, 
den wir bei einer Betrachtung der Neuregelung der Be­
kämpfung von Vermögens- und Eigentumsdelikten in 
Westdeutschland berücksichtigen müssen?

Bereits auf der Moskauer Beratung der kommunisti­
schen und Arbeiterparteien im Herbst 1960 und dem 
11. Plenum des Zentralkomitees der SED wurde fest­
gestellt, daß auch in Westdeutschland auf der Basis
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